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NRW braucht eine Grundsteuerbremse 

Haus & Grund Rheinland fordert eine Umsetzung der geplanten Grundsteuerbremse 

 

Die Grundsteuer ist einer der ganz großen Kostentreiber, wenn es um die Wohnneben-

kosten geht. Um ihre Haushaltslöcher zu stopfen, greifen die Kommunen den Bürgern 

von Jahr zu Jahr tiefer in die Tasche. Neue Zahlen des Statistischen Bundesamtes bele-

gen jetzt: Der Aufwärtstrend bei den Hebesätzen ist ungebrochen – gerade in NRW. 

 

Düsseldorf. Der Eigentümer-Verband Haus & Grund Rheinland hat sich für eine baldige Einfüh-

rung einer Grundsteuerbremse ausgesprochen. „Die heute veröffentlichten Zahlen zur Entwick-

lung der kommunalen Steuereinnahmen zeigen, dass eine Grundsteuerbremse nötig ist“, sagte 

Prof. Dr. Peter Rasche. Der Vorsitzende von Haus & Grund Rheinland betonte: „Fast jede zweite 

Kommune hat im letzten Jahr die Grundsteuer erhöht. Dadurch steigen die Wohnnebenkosten 

der Bürger unmittelbar.“ Mit besonderer Sorge betrachte er die Steigerungsraten: In 33 Kom-

munen ging der Hebesatz um mehr als 100 Prozentpunkte nach oben. 

 

Rasche verwies darauf, dass die Grundsteuer B nicht nur von selbstnutzenden Eigentümern ge-

zahlt wird. Auch Mieter zahlen die Grundsteuer, die einen wesentlichen Kostenpunkt auf der 

jährlichen Betriebskostenabrechnung ausmacht. „70 Prozent der Wohnnebenkosten sind durch 

die Politik verursacht. Die Grundsteuer hat daran einen erheblichen Anteil“, ergänzte Erik Uwe 

Amaya, Verbandsdirektor von Haus & Grund Rheinland. 

 

Die neue NRW-Regierungskoalition hat sich eine Grundsteuerbremse im Koalitionsvertrag vor-

genommen. Amaya hofft jetzt auf eine baldige Umsetzung dieses Vorhabens: „Der Plan der 

Koalition ist gut, vor allem deswegen, weil er klamme Kommunen finanziell stärken will. So 

werden sie nicht einfach zu Zurückhaltung bei Steuererhöhungen gezwungen, sondern gleich-

zeitig auch in die Lage versetzt, vernünftig zu wirtschaften.“ Dass sei wichtig, damit sich Städte 

und Gemeinden nach Einführung einer Grundsteuerbremse nicht gezwungen sähen, Eigentü-

mer und Mieter an anderer Stelle verstärkt zur Kasse zu bitten. 

 




